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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN RATES 

vom 

 

über die Prüfung der von der irischen Regierung vorgeschlagenen Änderung der Verträge in Form 

eines dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union beizufügenden Protokolls zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüglich 

des Vertrags von Lissabon durch eine Konferenz von Vertretern der Regierungen der 

Mitgliedstaaten und über die Nichteinberufung eines Konvents 

 

 

 

DER EUROPÄISCHE RAT – 

 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 48 Absatz 3, 

 

gestützt auf den Vorschlag der irischen Regierung für eine Änderung der Verträge, der dem Rat am 

20. Juli 2011 übermittelt wurde und den der Rat am 12. Oktober 2011 dem Europäischen Rat 

übermittelt hat, 

 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, keinen Konvent einzuberufen1, 

 

                                                 
1 Zustimmung vom 18. April 2012 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments1, 

 

nach Zuleitung des Vorschlags an die nationalen Parlamente, 

 

nach Stellungnahme der Europäischen Kommission2, 

 

 

 

                                                 
1 Stellungnahme vom 18. April 2012 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
2 Stellungnahme vom 7. Mai 2012 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

 

(1) Die im Europäischen Rat vereinigten Staats- und Regierungschefs der 27 Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union haben am 18. und 19. Juni 2009 einen Beschluss zu den Anliegen der 

irischen Bevölkerung bezüglich des Vertrags von Lissabon angenommen und erklärt, dass sie 

zum Zeitpunkt des Abschlusses des nächsten Beitrittsvertrags die Bestimmungen des genann-

ten Beschlusses in ein Protokoll aufnehmen werden, das nach Maßgabe ihrer jeweiligen 

verfassungsrechtlichen Vorschriften dem Vertrag über die Europäische Union (EUV) und 

dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) beigefügt wird, 

 

(2) Am 20. Juli 2011 hat die irische Regierung gemäß Artikel 48 Absatz 2 Satz 1 EUV einen 

Vorschlag zur Änderung der Verträge in Form  eines Protokolls zu den Anliegen der irischen 

Bevölkerung bezüglich des Vertrags von Lissabon vorgelegt. 

 

(3) Der Rat hat am 12. Oktober 2011 den Vorschlag der irischen Regierung gemäß Artikel 48 

Absatz 2 Satz 3 EUV dem Europäischen Rat übermittelt. Der Vorschlag wurde auch den 

nationalen Parlamenten zur Kenntnis gebracht.  

 

(4) Auf seiner Tagung vom 23. Oktober 2011 hat der Europäische Rat beschlossen, das Euro-

päische Parlament und die Kommission gemäß Artikel 48 Absatz 3 Unterabsatz 1 EUV zu 

den geplanten Änderungen anzuhören. Er hat ferner gemäß Artikel 48 Absatz 3 Unterabsatz 2 

beschlossen, die Zustimmung des Europäischen Parlaments zur Nichteinberufung eines 

Konvents einzuholen, da die Einberufung eines Konvents seiner Ansicht nach aufgrund des 

Umfangs der geplanten Änderungen nicht gerechtfertigt ist.  
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(5) Das Europäische Parlament hat am 18. April 2012 eine befürwortende Stellungnahme zu den 

geplanten Änderungen abgegeben. Es gab auch seine Zustimmung dazu, keinen Konvent 

einzuberufen, da dessen Einberufung aufgrund des Umfangs der geplanten Änderungen nicht 

gerechtfertigt ist. Die Kommission hat am 4. Mai 2012 eine befürwortende Stellungnahme zu 

den geplanten Änderungen abgegeben. 

 

(6) Der Europäische Rat sollte daher gemäß Artikel 48 Absatz 3 Unterabsatz 2 EUV beschließen, 

dass eine Konferenz von Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten die von der irischen 

Regierung vorgeschlagenen Änderungen prüft, das Mandat der Konferenz festlegt und 

beschließt, keinen Konvent einzuberufen – 

 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 
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Artikel 1 

 

Der Europäische Rat beschließt, dass eine Konferenz von Vertretern der Regierungen der Mitglied-

staaten die von der irischen Regierung vorgeschlagenen Änderungen der Verträge mittels eines dem 

Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union beizufügenden Protokolls zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüglich des Vertrags 

von Lissabon in dem diesem Beschluss beigefügten Wortlaut prüft, der das Mandat der genannten 

Konferenz bilden wird. Aufgrund des Umfangs der vorgeschlagenen Änderungen wird ein Konvent 

gemäß Artikel 48 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union nicht einberufen. 

 

 

Artikel 2 

 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

 

 

Geschehen zu Brüssel am … 

 

 Im Namen des Europäischen Rates 

 Der Präsident 

 

 

__________________ 



 
P/TL/IE/de 1 

ANHANG 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ENTWURF 

PROTOKOLL 

ZU DEN ANLIEGEN DER IRISCHEN BEVÖLKERUNG 

BEZÜGLICH DES VERTRAGS VON LISSABON 
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DAS KÖNIGREICH BELGIEN, 

 

DIE REPUBLIK BULGARIEN, 

 

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK, 

 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, 

 

DIE REPUBLIK ESTLAND, 

 

IRLAND, 

 

DIE HELLENISCHE REPUBLIK, 

 

DAS KÖNIGREICH SPANIEN, 

 

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK, 

 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK ZYPERN, 

 

DIE REPUBLIK LETTLAND, 

 

DIE REPUBLIK LITAUEN, 

 

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG, 
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UNGARN, 

 

MALTA, 

 

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, 

 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH, 

 

DIE REPUBLIK POLEN, 

 

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK, 

 

RUMÄNIEN, 

 

DIE REPUBLIK SLOWENIEN, 

 

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK, 

 

DIE REPUBLIK FINNLAND, 

 

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN, 

 

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND 

 

 

im Folgenden "DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN" – 

 
 



 
P/TL/IE/de 4 

UNTER HINWEIS AUF den Beschluss der im Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 18. und 

19. Juni 2009 vereinigten Staats- und Regierungschefs der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüglich des Vertrags von Lissabon, 

 

UNTER HINWEIS AUF die Erklärung der im Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 18. und 

19. Juni 2009 vereinigten Staats- und Regierungschefs, dass sie zum Zeitpunkt des Abschlusses des 

nächsten Beitrittsvertrags die Bestimmungen des genannten Beschlusses in ein Protokoll aufnehmen 

würden, das nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften dem Vertrag über 

die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt 

wird, 

 

IN ANBETRACHT der Unterzeichnung des Vertrags zwischen den Hohen Vertragsparteien und 

der Republik Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union durch die 

Hohen Vertragsparteien – 

 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Euro-

päische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt werden: 
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TITEL I 

 

RECHT AUF LEBEN, FAMILIE UND BILDUNG 

 

 

ARTIKEL 1 

 

Weder die Bestimmungen des Vertrags von Lissabon, die der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union Rechtsstatus verleihen, noch die Bestimmungen dieses Vertrags im Bereich der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts berühren in irgendeiner Weise den Geltungsbereich und die 

Anwendbarkeit des Schutzes des Rechts auf Leben nach den Artikeln 40.3.1, 40.3.2 und 40.3.3, des 

Schutzes der Familie nach Artikel 41 und des Schutzes der Rechte in Bezug auf Bildung nach den 

Artikeln 42, 44.2.4 und 44.2.5 der Verfassung Irlands. 

 

 

TITEL II 

 

STEUERWESEN 

 

 

ARTIKEL 2 

 

Durch den Vertrag von Lissabon erfolgt für keinen Mitgliedstaat irgendeine Änderung in Bezug auf 

den Umfang und die Ausübung der Zuständigkeiten der Europäischen Union im Bereich der 

Steuerpolitik. 
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TITEL III 

 

SICHERHEIT UND VERTEIDIGUNG 

 

 

ARTIKEL 3 

 

Die Union lässt sich bei ihrem Handeln auf internationaler Ebene von den Grundsätzen der Demo-

kratie, der Rechtsstaatlichkeit, der universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten, der Achtung der Menschenwürde, den Grundsätzen der Gleichheit und der 

Solidarität sowie der Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des Völker-

rechts leiten. 

 

Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist integraler Bestandteil der Gemeinsamen 

Außen- und Sicherheitspolitik und sichert der Union eine Operationsfähigkeit, so dass sie Mis-

sionen außerhalb der Union zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der inter-

nationalen Sicherheit in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen 

durchführen kann. 

 

Sie berührt weder die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der einzelnen Mitgliedstaaten, ein-

schließlich Irlands, noch die Verpflichtungen irgendeines Mitgliedstaats. 

 

Der Vertrag von Lissabon berührt oder beeinträchtigt nicht Irlands traditionelle Politik der 

militärischen Neutralität. 
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Es ist Sache der Mitgliedstaaten – einschließlich Irlands, das im Geiste der Solidarität und unbe-

schadet seiner traditionellen Politik der militärischen Neutralität handelt –, zu bestimmen, welche 

Art von Hilfe oder Unterstützung sie einem Mitgliedstaat leisten, der von einem Terroranschlag 

oder einem bewaffneten Angriff auf sein Hoheitsgebiet betroffen ist. 

 

Ein Beschluss über den Übergang zu einer gemeinsamen Verteidigung erfordert einen einstimmigen 

Beschluss des Europäischen Rates. Es wäre Sache der Mitgliedstaaten, einschließlich Irlands, nach 

Maßgabe des Vertrags von Lissabon und ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften zu 

entscheiden, ob der Beschluss zu einer gemeinsamen Verteidigung gefasst wird. 

 

Dieser Titel berührt oder präjudiziert in keiner Weise die Haltung oder Politik anderer Mitglied-

staaten im Bereich der Sicherheit und Verteidigung. 

 

Es ist auch Sache jedes einzelnen Mitgliedstaates, nach Maßgabe des Vertrags von Lissabon und 

etwaiger innerstaatlicher Rechtsvorschriften zu entscheiden, ob er an der Ständigen Strukturierten 

Zusammenarbeit teilnimmt oder sich an der Europäischen Verteidigungsagentur beteiligt. 

 

Der Vertrag von Lissabon sieht weder die Schaffung einer europäischen Armee noch die Ein-

berufung zu irgendeinem militärischen Verband vor. 

 

Er berührt nicht das Recht Irlands oder eines anderen Mitgliedstaates, Art und Umfang seiner 

Verteidigungs- und Sicherheitsausgaben sowie die Art seiner Verteidigungsfähigkeit zu bestimmen. 
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Es ist Sache Irlands und jedes anderen Mitgliedstaats, nach Maßgabe etwaiger innerstaatlicher 

Rechtsvorschriften einen Beschluss über eine etwaige Teilnahme an Militäroperationen zu fassen. 

 
 

TITEL IV 

 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

 

ARTIKEL 4 

 

Dieses Protokoll wird durch die Hohen Vertragsparteien sowie von der Republik Kroatien, falls das 

Protokoll im Zeitpunkt des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union noch nicht in 

Kraft getreten ist, im Einklang mit ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert. Die 

Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt. 

 

Dieses Protokoll tritt wenn möglich am 30. Juni 2013 in Kraft, sofern alle Ratifikationsurkunden 

hinterlegt worden sind, oder andernfalls am ersten Tag des auf die Hinterlegung der Ratifikations-

urkunde durch den letzten Mitgliedstaat folgenden Monats. 
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ARTIKEL 5 

 

(1) Dieses Protokoll ist in einer Urschrift in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, 

estnischer, finnischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, lettischer, litauischer, 

maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, 

slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei 

jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv der Regierung der Italienischen 

Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeichnerstaats eine 

beglaubigte Abschrift. 

 

(2) Sobald die Republik Kroatien gemäß Artikel 2 der Akte über die Bedingungen des Beitritts 

der Republik Kroatien1 durch dieses Protokoll gebunden ist, wird der kroatische Wortlaut dieses 

Protokolls, der gleichermaßen verbindlich ist wie die in Absatz 1 genannten Wortlaute, im Archiv 

der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes 

Mitgliedstaats eine beglaubigte Abschrift. 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter 

dieses Protokoll gesetzt. 

 

 

 

 

 

Geschehen zu … am … 

 

                                                 
1 Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Kroatien und die Anpassungen des 

Vertrags über die Europäische Union, des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (ABl. L 112 vom 
24.4.2012, S. 21). 




